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389. 
Deutſchlaud. 

Berlin, 17. Dezember. Se. Maj. der König empfing 
heute Vormittags den Gouverneur von Magdeburg, General Her- 
warth v. Bittenfeld. Mittags verweilten der König und der Kron- 
prinz von Sachſen über eine Stunde zum Beſuche im Königlichen 
Palais, und begrüßten alsdann auch die Mitglieder der Königs⸗ 
familie. Nachmittags Fonferirte der König mit dem Minifterpra- 
fidenten Grafen Bismarck. Um 5 Uhr fand im runden Saal des 
Königl. Palais Geladiner ſtatt. An demſelben nahmen der König 
und der Kronprinz von Sachſen mit ihrem Gefolge, die Prinzen 
und Prinzeſſinnen und andere Fürſtlichketten Theil; außerdem waren 
höhere Militärs, alle Miniſter zc. geladen. Der Thee wurde von 
den Majeſtäten und den übrigen Herrſchaften bei der Königin 
Wittwe in Charlottenburg eingenommen. 

— Der König von Sachſen wohnte heute Morgens der Meſſe 
in der St. Hedwigs⸗Kirche bei und wurde alsdann mit dem Kron- 
prinzen von der Königin Wittwe begrüßt. 

— Eine böchſt intereſſante Enthüllung darüber, was die mit 
Oeſterreich verbündeten ſüddeutſchen Regierungen eigentlich unter 
Vertheidigungskrieg verſtanden, bringt eine Dresdener, Korreſpon- 
denz in Nr. 278 der „Badiichen Landeszeitung“. Dort heißt es: 
Es wurde kürzlich durch Zufall ein Brief des baierſchen Miniſters 
v. d. Pfordten an ſeinen Geſandten v. Gieſe aus der Zeit des 
beginnenden Krieges aufgefunden. Darin wird ausdrücklich kon⸗ 
ſtatirt, daß die öͤſterreichiſche Regierung „in dem Augenblick, als 
ihr eigener Vorſchlag zur Entwaffnung in Berlin angenommen war, 
denſelben fallen ließ und durch ausgedehnte Rüſtungen die kriege⸗ 
riſche Wendung herbeigeführt hat.“ Die große Schickſalsfrage, wer 
der wirkliche „Friedensbrecher“ geweſen, iſt hiernach gelöſt; der Mi⸗ 
niſter des großen „bundestreuen“ Mittelſtaates hat ſelber ¿ugeftan- 
den, daß mit der Annahme des öſterreichiſchen Entwaffnungsantrages 
der Friede geſichert geweſen wäre, wenn nicht Oeſterreich ſelber jetzt 
erſt recht angefangen hätte, „durch ausgedehnte Rüſtungen die kriege⸗ 
riſche Wendung herbeizuführen.” „Wie war es aber möglich,“ 
frägt die „Schw. Volksztg.“ mit Recht, daß die baleriſche Regie- 
rung, die vor Ausbruch des Krieges erklärte, gegen den Friedens- 
brecher einzutreten, ſich nachher, „lediglich im Gefühl der Bundes- 
treue, der Pflicht und Ehre“ auf die Seite der Macht ſtellen konnte, 
welche ſie ſelber als den einzigen und wahren Friedensbrecher kannte? 
Die Frage wird ſich am einfachſten dadurch beantworten, daß Oeſter⸗ 
reich ſeinen Verbündeten die Zerſtückelung und Theilung Preußens 
zu ihren und ſeinen Gunſten verſprochen hat. Der Krieg der Allür- 
ten gegen ole Großmacht war von einem Theil der Ver- 
bündeten wenigſtens nichte als ein Eroberungsftieg, freilich ein un- 


n. 


iden Konſpiration gegen das deutſche Reformwerk Enthüllungen 
bringen.“ 

— Das Staatsminifterium hatte vorgeſtern eine Sitzung, die 
von 12½ Uhr Mittags bis 4½ Uhr dauerte. 

— Am 16. d. M., Mittags 1 Uhr, iſt der General⸗Super⸗ 
intendent Dr. Lehnert in Magdeburg geſtorben. 

— Graf Rittberg wird im Herrenhauſe beantragen: Die Re- 
glerung zu erſuchen, zur Erleichterung des Geldverkehrs und zur 
Beförderung des Kredits der Gutsbefiper in den dazu geeigneten 
Städten Umſchlagstermine ins Leben zu rufen, wie fie in Neu- 
Vorpommern und Mecklenburg beſtehen. E 

— Die „Poſt“ erhält folgende Zuſchrift aus Paris vom 15. 
Dezember: Unſere Regierung ſcheint es zu bereuen, mit ihrem Ent- 
wurfe über die Armeereform zu früh an die Oeffentlichkeit getreten 
zu fein, denn ſtatt Zuſtimmungsadreſſen regnet es Proteſte, und 
zwar auch von einer Seite, wo man gewiß am wenlgſten darauf 
gefaßt war. So empfing geſtern der Staateminiſter eine Depu- 
tation von ſechs Abgeordneten der Majorität, welche Namens einer 
größeren Anzahl ihrer Geſinnungsgenoſſen die Erklärung abzugeben 
kamen, daß fie das Projekt mit Entſchledenheit bekämpfen würden. 
Sie erklärten ſich gleichzeitig beauftragt, als allgemeine Geſichts⸗ 
punkte des von ihnen ſelbſt gewünſchten Spſtems eine Nachbildung 
des ſchweizeriſchen Heerweſens, unter Beibehaltung jedoch eines 
ſtehenden Heeres von mäßiger Stärke anzuempfehlen. Sämmtliche 
Mitglieder der Deputation waren Vertreter von aderbautreibenden 
Diſtrikten, welche ſich durch die Maßregel als am härtſten betroffen 
erachten. N f j 

er (Sp. Z.) Ein ſchrecklicher Unglücksfall hat ſich am Sonn- 
tag auf der Berlin - Potsdam + Magdeburger Bahnſtricke ereignet. 


Als der von Magdeburg kommende Güterzug, beſtehend aus zwei 


Lokomotiven und ca. 40 Wagen, Morgens 4 Uhr an der zwiſchen 
Steglitz und Schöneberg gelegenen Bude 23 angelangt war, ſprang 
der Keſſel der einen Lokomotive, wodurch der Helzer Fuchs aus 
Potsdam vollſtändig in Stücke geriſſen und der Maſchlniſt fo ge⸗ 
fährlich verletzt wurde, daß an ſeinem Aufkommen gezwelfelt wird. 

— Die Kommiffion für Petitionen des Abgeordnetenhauſes 
berieth am Sonnabend eine große Anzahl von Petitionen, darun- 
ter namentlich auch mehrere auf Verleihung von Schankkonzeſſſonen. 
Auch eine Petition des Dr. med. Bertrand in Koblenz, welcher 


on frit: mehreren Seſſionen ſeine ſchwer verſtändlichen auf feine | 


Prlvatangelegenhelten bezüglichen Petitionen dem Abgeordnetenbauſe 
einſendet, lag vor. Sämmtliche Petitionen wurden durch Ueber 
gang zur Tagesordnung erledigt. — Eine Petition des Kaufmanns 
Zander und Genoſſen zu Stralſund, in welcher die Petenten um 
Erlaß eines Hypothekengeſetzes für Neu-Vorpommern und Rügen 
bitten, wurde der Stgatsregierung überwieſen. — Ferner lag eine 
Petition des Rabbiner Dr. Heinrich Jolowicz zu Königsberg i. Pr. 
vor, in welcher derſelbe beantragt: die Aufhebung des Judeneides 
und Erſetzung deſſelben durch die Formel: „Ich ſchwöre bel Gott 
dem Allmächtigen und Allwiſſenden. . So wahr mir Gott 


Stettiner 


EE 
Dien 


© 


helfe!“ Es lag von einer Selk me 1 
at 


ergreifen und der Staatéregi 
Geſetzentwurfs zu empfehlen. 
einer elugehenden Debatte, dem Ha 
der Staatsregierung zur Berüchſſchtigung zu überweiſen. 


Abendblatt. 


— Die Fraktton der Ronfervativen und der freien konſerva⸗ 
tiven Vereinigung bielten am Sonnabend eine gemeinſame Be⸗ 
rathung über den Geſetzentwurf, betreffend das Genoſſenſchafts⸗ 
weſen und über die Wahlen zum norddeutſchen Parlament, und 
die Stellung, welche die fonfervative Partei zu denſelben einneh⸗ 
men wolle. — Abends hatten die Fraktionen der Altliberalen des 
Die erſten 
beiden werden ſich mit der Tagesordnung des nächſten Plenums 
und Fraktlons angelegenheiten beſchäftigen, die letzte den Vertrag 


linken Centrums und der nationalen eine Berathung. 


mit Oldenburg berathen. 


— In Oenabrück haben unlängſt die dortigen Mitglieder des 
Nationalvereins die Frage beſprochen, ob eine Auflöſung der vor⸗ 
handenen, faſt ganz Deutſchland überztehenden Organifation an 
der Zeit fet. Die Meinung Aller war, man müſſe dleſe Organi- 


ſation auf jeden Fall hin erhalten. 


Berlin, 17. Dezember. (Abgeordneten haus.) 
(Schluß aus dem heutigen Morgenblatte.) 


der ſich auf mehrere Paragraphen des Geſetzes bezieht, verleſen. 
erhält das Wort ber Abg. Ottofler: er ht p Alla 


noſſenſchaftsweſens auf den 


rungsvorlage und er werde deshal 


die Vorſchläge der Kommiſſion ie ete — 
wo jeder einzelne Akt der Genoſſenſchaft feiner Natur na 
derſelben nothwendig. en „( 

ſchaftlicher Beziehung können 5 Genoſſenſchaften eine größere 


der freien Selbſtverwaltung wide 


richt — 
falls für die freie Bewegung der 


Abg. Contze ſpricht gleich⸗ 
enoſſenſchaften. 
allen Dingen, in der politiſchen, wie in der gewerblichen Frage zur Gel⸗ 
a — Abg. Laß witz weiſt an praktiſchen Beiſpielen die Nütz⸗ 
lichkeit und Nothwendigkeit des Genoſſenſchaftsweſens nach und bittet, den 
Strafparagraphen in dem Ge etze zu an a namentlich aber den §. 4 zu 
beſeitigen; wolle man dieſen 

jo möge man lieber das ga 
untergrabe den Lebensnerv de 


ten. 


ſti 
el 


ER die Genoffenſchaften. 


uns nur die Materialien vor, e der Herr Antragſteller ſelbſt geſammelt 


hat: nach der eigenen Anficht hc: + follen die Genoſſenſchaften kulminiren 


in ten Produftiv-Affociationen. Dieſe haben aber bis jetzt nur ein äußerſt 
dürftiges oder vielmehr gar kein Gedeihen aufzuweiſen; ſie ſind auch der 
Zahl nach gering; ihrethalben alſo wäre das Geſetz nicht nöthig. Auch die 
Nonſumvereine, die für beſtimmte Verhältniſſe ganz gute Erfolge erreichen 
könnten, haben bis jetzt noch ſehr wenig geleiſtet, weil ſie einem Gewerbs⸗ 
zweige Konkurrenz machen, wo die Konkurrenz ſehr ſchwierig iſt. Es blie⸗ 
ben noch die Vorſchußvereine übrig, die nach den Mittheilungen des Herrn 
Antragſtellers ſelbſt einen jährlichen Umſchlag von 67% Millionen haben; 


dies ift aber nicht ganz der vierte Theil ihres Vermögens. Wenn nun der 
Umſchlag in kurzen Zwiſchenräumen erfolgte, fo daß eine große Anzahl von 
Perſonen dadurch befriedigt werden könnte, fo wäre die Sache ſchon deden- 
tend; aber ein großer Theil der Darlehen wird immer an ein und dieſelben 


Perſonen ausgegeben. Dazu kommt, daß das eigene Vermögen der Vereine 


im Verhältniß zum fremden Kapital ein ſehr geringes iſt. Und dies iſt ja 
auch faſt der einzige Vortheil, den dieſelben gewähren, daß ſie mit fremden 
Kapitalien, welche die einzelnen Perſonen nicht bekommen würden, — 
der Ge⸗ 


Vereinswegen Geſchäfte treiben können. Die große Verbreitun [ 
noffenfdaften hat ihren Grund zum großen Theile in der politiſchen Stró- 


mung der letzten Jahre, in der politiſchen Strömung feit der letzten Aera. 


(Geladter.) ch will damit durchaus nicht ſagen, daß die Vereine, als 
ſolche, politiſche Tendenzen verfolgen, aber daß fie im Zuſammenhange mit 


der politiſchen Strömung ſtehen, iſt ganz gewiß: und ich glaube auch, daß 


ſie bereits den Kulminationspunkt ihrer Entwickelung erreicht haben. Der 
Geſetzentwurf, wie er vorliegt, bringt für die Darleiher Nachtheile gegen 
früher, indem dieſe in Zukunft erſt den Verein verklagen müſſen und dann 
erſt die einzelnen Mitglieder. Dieſe Stellung iſt für das Publikum ſehr 
ungünſtig, zumal das im Reſervefonds beſtehende Vereinsvermögen bei den 
meiſten Vereinen nur ſehr gering iſt. Um dieſen Uebelſtänden abzuhelfen, 
empfehle ich meine Abänderungsanträge. Nehmen Sie den von der Re⸗ 
gierung vorgelegten Geſetzentwurf mit meinen Amendements an. 
Miniſter b. Itzenplitz: Die Regierung hat ſchon früher erklärt, daß 
fie die Genoſſenſchaften für nützlich hält; deswegen hat fie Ihnen ein Geſetz 
darüber vorgelegt. Die Regierung hat auch gewünſcht, daß das Geſetz zu 
Stande kommen möge; deswegen hat ſie mit Befriedigung Ihr Entgegen- 
lommen geſehen. Aber es denken nicht Alle fo wie die Regierung, und es 
ſind ſchon Bedenken dagegen gemacht worden und Sie werden wohl noch 


mehr zu hören bekommen; deswegen wünſcht die Regierung, daß das Geſetz 


in der von ihr vorgelegten Form Angenommen wird; fie legt darauf na» 
mentlich großen Werth im Intereffe des Zuſtandekommens des Geſetzes über · 
haupt. Nicht als ob de Verwerfung des 8. 4 und des Strafparagraphen die 
Regierung ſogleich veranlaſſen würde, das Geſetz zurückzuziehen (Hört, hört! 
Bravo links), ſondern es wird ſeinen gewöhnlichen Gang weiter gehen. 
a ieee wünſcht aber die Regierung ihre Vorlage angenommen zu 
ehen. ravo.) 

Abg. v. Vin cke (Hagen): Wenn ich mich als Laie in dieſe Debatte 


miſche, ſo geſchieht es nur, um in dieſer Angelegenheit meine perſönlichen 


Sympathien für den Herrn Antragſteller auezuſprechen und ſeine großen 
Verdienſte auf's Wärmſte anzuerkennen; und wenn man es in keiner Weife 
billigen kaun, daß derſelbe von der Regierung in ſeinem Berufe fo gehin- 
dert worden iſt, ſo kann man ſich vielleicht gerade über die ſegensreichen 
Rolgen davon jetzt freuen. (Heiterkeit.) Die Prinzipien, auf welchen bie 

enoſſenſchaften beruhen, ſind weſentlich konſervativer Natur: Sparſamkeit, 
Aae Selbſtverwaltung und das daraus hervorgehende Selbſt⸗ 
gefühl, Prinzipien, deren Durchführung anf jedem Gebiete freudig begrüßt 
werden muß. Das Wichtigſte aber iſt die Solidarität, deren Durchführung 
auch in den Debatten dieſes Hauſes nur ſchaffen könnte. Der Abg. 
Glaſer hat geſagt, weil eine Menge Kapitalien in Folge der Solidarität 
flüſſig würden, leide darunter der Nationalwohlſtand. Ich glaube umge⸗ 
kehrt, daß das gerade ein Hebel für das Aufblühen des Nationalwohlſtandes 
iſt. Man kann doch nicht auf die ganze Sache verzichten, weil Kriſen ein- 
treten können. Auch wird ein Vorrecht für ſie durchaus nicht in Anſpruch 
genommen, ſondern nur das gleiche Recht wie für andere derartige Kor⸗ 


rag vor, die Initiative zu 
Annahme eines beſonderen 
[fon beſchloß jedoch nach 
e zu empfehlen, die Petition 


45. Sitzung. 
] \ Es erfolgt die Feſtſtellung der 
Rednerliſte; während derſelben wird ein Antrag des Abg. Dr. Per 
ann 
er; er hebt die Wichtigkeit der Einrich⸗ 
tungen des Genoſſenſchaftsweſens hervor, verweiſt auf die ſegensreiche Wirk⸗ 
ſamkeit der Pioniere von Rochedale, wunſcht eine Ausdehnung des Ge- 
1 Bau von gefunden Arbeiterwohnungen und 
überhaupt eine größere Entwickelung des Genoſſenſchaftsweſens, deren recht⸗ 
liche Stellung einer Regelung dringend bedürfe; hierfür genüge die Regie- 
) in erſter Linie für dieſe ſtimmen, jedoch, 
wenn fie vom Haufe nicht angenommen werden folíte, ohne Bedenken für 
Abg. Leſſe: In einer Zeit, 
Verhältniſſ dem Handelsgeſetzbuch ſteht, i peut 8 gel da 
erhältniſſe zu dem Hande eht, iſt eine ge e Regelung 
Nach den Erfahrungen ie lebten Sabres in oi 
reihe 
geftaiten und auch dort Alles auß dem Wege räumen, was dem Prinzip 


Wenn der Wahlſpruch 
toujours en vendette für Preußen gelten ſoll, muß dies Wort auch in 


aragraphen der Regierungsvorlage annehmen, 
me Geſetz ablehnen, denn dieſer Paragraph 


Abg, G. (gegen en ae Sehr wi nswerth, 


o liegen 


mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7½ Sg 
monatlich 12%, Sgr.; 
für Preußen viertel. 1 Thlr, 5 Sgr. 


porationen. Ferner halte ich es für eine ſehr tadelnswerthe Einf 
wenn wan den Umſtand, daß der geehrte Herr Antragfteller 
noncirt politiſchen Standpunkt einnimmt, als Grund für die 
drückung dieſer Vereine hinſtellen will. Und ich halte es für einen Fo 
ſchritt der Regierung, daß ſie von dieſer Anſicht jetzt, wenn auch nich 
in allen Beziehungen, abgelaſſen zu haben ſcheint. Wenn in jenen 
Amendements ferner noch eine Staats - Unterſtützung verlangt wird, 
jo muß ich mich auch noch hiergegen entſchieden erklären. (N .) 
Gerade dieſer Punkt macht einen ſehr wohltbätigen Unterſchied zwiſch 
geehrten Autragſteller und feinem verſegbenen Gegner Laſſalle; 3 
gare ein hervorragendes Verdienſt des erſteren, daß er die Selbfttl 
eit und Selbſtverantwortlichkeit auf feine Fahne geſchrieben 12 die 
Hauptdifferenz zwiſchen der Regierungsvorlage und dem Kommiſſtons⸗Ent⸗ 
wurf liegt in dem $. 4 der erſteren, welchen auch ich für vollſtändig über- 
flüffig halte, wenn der Oberpräſident nur ſachliche Prüfungen vornehmen 
ſoll; ſoll er aber dazu dienen, einzelnen Inſtitutionen vieleicht *. 
Prinzip des Abgeordneten für Stolp Konzeſſionen zu ertheilen, & en 
dieſelben zu verweigern, ſo können wir nie unſere Zustimmung dazu : 
Aber ich glaube, daß ſich auch der geehrte Herr Antragſteller wohl ent⸗ 
ſchließen könnte, unter verſchiedenen Uebeln das kleinere zu wählen, 
nicht das ganze Geſetz, deſſen Nothwendigteit wir alle anerkennen, dur 
den andern Faktor der be ay ee wieder in Frage geftellt wird. (Bravo 
Schluß der General ⸗Diskuſſion wird angenommen. Es folgen 
ſönliche Bemerkungen. 


dem Kommiſſionsberichte noch weitere genaue Angaben über das Genoſſen 
ſchaftsweſen bei. (Die zunehmende Unruhe im Hauſe macht den Rebne 


Abg. Schulze (Berlin) erhält als Antragſteller das Wort und füg A] 


Prinzip, mit vereinten Kräften zu erftreben, was den geringen Mitteln des 
Einzelnen nicht möglich iſt; überſpannte Hoffnungen find daher ungerecht⸗ 
fertigt. Ihr erſtes Prinzip muß das der Selbſthülfe fein, da nur mit der 
Eutſeſſelung aller Kräfte auch die Leiſtungsfähigkeit wächſt, während durch 
Subventionen, welche ſich, namentlich wenn ſie vom Staate kommen, in 
Permanenz erklären, bei geſteigerten Anforderungen ſittlicher und wirth⸗ 
ſchaftlicher Bankerutt herbeigeführt wird. Sache des Staats iſt es nur, ſich 
nicht hemmend, ſondern fordernd zu verhalten und nicht durch Maßrege⸗ 
lungen und ein ausgedehntes Konzeſſionsweſen die Genoſſenſchaften herun⸗ 
ter zu bringen, ſondern ſie zu begünſtigen durch alle Mittel, die er in Hän⸗ 
den hat. Ohne Selbſtverantworllichkeit können die Genoſſenſchaften aber 
nicht beſtehen, und ehe wir ein ſolches ſchlechtes Geſetz annehmen, wollen 
wir lieber gar keins; denn mit der Zeit müſſen unſere Auſchauüngen do 
den Sieg davon tragen. Erhält der. Staat einen entſcheidenden Einfl 
darauf, A wird er bald der alleinige inbuftrielle Unternehmer fein. — Red⸗ 
ner führt dann einige Widerſprüche in der heutigen Auslaſſung des Herrn 
Glaſer und einer gedruckt vorliegenden Schrift deſſelben an, welche mehrmals 
große Heiterkeit hervorrufen. ; 

Die Königliche Staatsregierung hat erklärt, daß ſie im Allgemeinen 
gegen das Geſetz, wie es in der Kommiſſion angenommen, nichts einzuwen · 
den habe, aber mit Rückſicht auf den andern Faktor der Gefe ebung im 
Intereſſe des Zuſtandekommens des ganzen Geſetzes die Form der Regie⸗ 
rungsvorlage vorzuziehen fei; dem gegenüber möchte ich bemerken, daß es 
die beilige Pflicht der Staatsregierung iſt, ihren 
verwenden, daß das Geſetz beim Herrenhauſe dur geht; und wenn die Re⸗ 

ierung es Ernſt damit meint, wird es wohl möglich ſein. Preußen iſt der 


ſchwer verſtändlich.) Die Genoſſenſchaften beruhen auf dem ſehr A = 7 


eerb der deutſchen Genoſſenſchaften, und es iſt deshalb wahl die Sache > 


der K. preußiſchen Regierung, daß die Initiative, die ihr eigenes Volk hier 
ergriffen hat, nicht wieder verloren gehe in dem Augenblick, wo Preußen 
im Begriffe ſteht, die ihm gebührende Stelle an der Spitze Deutſchlands 
einzunehmen; und ich glaube, daß die Genoſſenſchaftsbewegung bedeutend 
genug iſt, um dazu beitragen zu können, die deurſche Aufgabe Preußens 
mit vollenden zu helfen. Ich denle, die Bewegung iſt derart, daß ſie jede 
andere politiſche und humane Entwickelung weſentlich vorbereitet; fie reprä⸗ 
ſentirt ein echtes Stück deutſchen Weſens und zeugt von dem Adel des deut⸗ 
ſchen Volkes. (Lebhafter Beifall.) 

Die Generaldiskuſſton iſt hiermit geſchloſſen. Es folgen perſönliche 
Bemerkungen. 

Abg. Dr. Glaſer: Hr. Schulze hat ſich auf eine Schrift von mir 
berufen, um Hrn. v. Binde Succurs zu leiſten in perfóntigen Infulten 
gegen mid. (Unruhe links. Der Prafident v. Forckenbeck unterbricht den 

edner mit der Bemerkung, daß dieſe Ausdrucksweiſe wohl keine parla» 
mentariſche ſei. Reduer fahrt fort:) Hr. Schulze hat durch das willkürliche 
Herausgreifen zweier Sätze aus einer Sammlung von Vorträgen von mir 
nachzuweiſen verſucht, daß ich mich eines Widerſpruches ſchuldig gemacht 
habe. Durch das Herausreißen einzelner Sätze Jemanden la erlich zu 
machen, iſt kein Kunſtſtück; [man nennt dies Sophiſtik; die Alten führten 
dieſe nicht auf einen Mangel des Urtheils, ſondern des Charakters zurück; 
und ich überlaſſe Herrn Schulze, ob er glaubt, unrichtig geurtheilt oder 
Sophiſtik angewendet zu haben. (Unruhe links.) 

Abg. Schulze (Berlin): Wenn ich noch mehr Stellen aus den 
Schriften des Hrn. Glaſer vorleſen wollte, würden Sie immer wieder das⸗ 
ſelbe gehört haben; ich glaube dies aber nicht nöthig zu haben, um jo mehr, 
als ich das Urtheil über meinen Charakter wohl ruhig meinen Mitbürgern 
überlaſſen kann. 

Das Haus iſt ſchon ſehr unruhig geworden, der Ruf nach Vertagung 
wird laut, vom Präſidenten aber nicht berückſichtigt, es wird vielmehr um 
3 Uhr die 1 eröffnet, und zwar zunächſt über die 88. 1—4 
und die zu $. 1 geſtellten Amendements des Hrn. Glaſer. . 

Abg. Dr. Becker: Daraus, das die Regierung im S, 4 den Ge⸗ 
noſſenſchaften ſo viele Beſchränkungen auferlegt, ſcheint mir hervorzugehen, 
daß die Regierung gar nicht recht klar darüber zu ſein ſcheint, wie es mit 
den Genoſſenſchaften ſteht. Bei dem Entwurf der Statuten für die Genoſſen⸗ 
ſchaften muß man die lokalen und perſönlichen Verhaͤltniſſe der Mitglieder 
by ins Auge faſſen und erſt durch Erproben bewähren ſich manche Ein⸗ 
richtungen. : 

Abg. v. Bonin ſtellt den pecs 5 auf Vertagung, da das Amende⸗ 
ment Glaſer zu $. 1 noch nicht gedruckt vorliegt und vielen Mitgliedern 
des Hauſes nicht verſtändlich iſt. e 

Das Haus geht darauf ein. — Schluß 3%, Uhr. Nachſte Sitzung: 
Dienſtag 11 uhr. Tagesordnung: Schlußberathung des Budgets; außer 
dem wird auf Abend 7 Uhr eine Sitzung anberaumt, in der das Genoſſen⸗ 
ſchaftsgeſetz zu Ende berathen werden ſoll. 


Nordhauſen, 15. Dezember. Auf dem am 11. d. hier 
abgehaltenen Kreistage iſt beſchloſſen worden, daß anſtatt einer zu 
veranſtaltenden Sammlung freiwilliger Gaben für die von Sr. 
Königlichen Hoheit dem Kronprinzen in's Leben gerufene Invali- 
den-Stiftung der Kreis Nordhauſen als Korporatlon eintrete und 
zur beſſeren Förderung des patriotiſchen Zweckes einen Beitrag von 
3000 Thalern aus den disponiblen Mitteln des Kreis-Kommunal⸗ 
Fonds zahle. 

Verden, 16. Dezember. Vor einigen Tagen wurden bie 
Offiziere des Hier garnifonirenden weſtfäliſchen Küraffier-Regiments 
durch eine Einladung ſeitens der Offiztere des Füſtlier⸗Bataillons 
Bremen überraſcht. Geſtern waren beide Offizierkorps vollzählig 
in dem berühmten „Hillmann⸗Hotel“, von deſſen Zinnen bie preu- 
ßiſche und Bremer Flagge wehten, zu einem glänzenden Mahle 
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angen Einfluß darauf zu 
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